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1 Zusammenfassung

Brasilien steckt in einer tiefen Wirtschaftskrise. Als Ursache erscheint auf den ersten Blick das doppelte Defizit – im Staatshaushalt und in der Leistungsbilanz. Beide sind kausal miteinander verknüpft: Drastische Zinserhöhungen, die in Perioden weltwirtschaftlicher Turbulenz spekulatives Auslandskapital anziehen sollen, sind zur Schließung des Leistungsbilanzdefizits nötig, steigern jedoch den staatlichen Schuldendienst. Steueranreize, mit denen Investoren angelockt werden sollen, um die Kapitalverkehrsbilanz zu aktivieren, führen zu weiteren Einnahmeausfällen. Die Regierung unternimmt derzeit gesteigerte Anstrengungen, das Haushaltsdefizit zu schließen, nachdem entsprechende Versuche in den letzten vier Jahren nur teilweise erfolgreich waren. Diese Anstrengungen, die kurzfristige Maßnahmen mit Strukturreformen verbinden, sind nicht aussichtslos, werden aber auf starken politischen Widerstand stoßen. Vor allem aber wird dadurch das eigentliche Problem nicht gelöst, nämlich die Wachstumsblockade, die durch einen Teufelskreis geschaffen wird. Dieser Teufelskreis zwingt den Staat zu einer rezessiven Politik, weil nur so verhindert werden kann, daß das Leistungsbilanzdefizit völlig außer Kontrolle gerät. Dadurch aber ist der einfachste Weg zur Lösung des staatlichen Haushaltsproblems sowie des zunehmend dramatischen Arbeitslosigkeitsproblems, nämlich Wachstum, verschlossen. Einfache Auswege aus diesem Teufelskreis existieren derzeit nicht. 

2 Wirtschaftskrise in Brasilien: Alternative Sichtweisen

Versucht man, die aktuelle ökonomische Situation in Brasilien zu interpretieren, so gibt es im Prinzip zwei Sichtweisen. Die eine entspricht dem klassischen Diktum des Fußballreporters: Erst hatten sie kein Glück, und dann kam auch noch Pech hinzu. Erst kam, kurz nach der gelungenen Inflationsbekämpfung, der Tequila-Effekt. Und als man sich davon gerade zu erholen schien, schlug erst die Asien- und dann die Rußland-Krise zu. All diese Krisen führten zu Wachstumseinbrüchen, die ihrerseits an sich beherrschbare Ursachen für makroökonomische Ungleichgewichte kritisch verschärften – insbesondere das staatliche Haushaltsdefizit.

Die andere Sichtweise folgt eher der Umkehrung des Sprichworts vom Glück des Tüchtigen. Die makroökonomische Stabilisierung ab 1994 hatte gravierende inhärente Schwächen, die zu einer Konstellation führten, in der Wachstum praktisch unmöglich wurde. Dadurch schufen die Technokraten in Brasília einen Teufelskreis, der früher oder später in die Krise führen mußte. Natürlich waren die externen Schocks Pech, aber es wäre auch so schiefgegangen. Brasilien ist nicht das unschuldige Opfer internationaler Spekulanten, sondern hat sich selber in eine nicht beneidenswerte Situation manöviert. In folgenden wird diese Sichtweise weiterverfolgt.

3 Wie funktioniert der Teufelskreis?

Brasilien kämpft seit einiger Zeit mit einem doppelten Defizit: in der Leistungsbilanz und im Staatshaushalt. Als logischer Ausweg erscheint eine Strategie exportgetriebenen Wachstums – um die Leistungsbilanz auszugleichen und durch steigende Steuereinnahmen das Haushaltsdefizit zu schließen. Dies war im Prinzip die Rezeptur, die in den 90er Jahren in den USA gut funktioniert hat. Nur: In Brasilien kann dieses Rezept aufgrund von monetären und realwirtschaftlichen Problemen nicht aufgehen. Wirtschaftliches Wachstum führt unweigerlich zu einer raschen Vergrößerung der Lücke in der Leistungsbilanz und öffnet damit das Tor für spekulative Angriffe auf die brasilianische Währung (Abbildung 1). Die Regierung verfolgt eine Hochzinspolitik, die sowohl das Wachstum niedrig hält als auch das Defizit in der Leistungsbilanz ausgleicht, weil sie spekulative Anlagen aus dem Ausland anlockt. Niedrigwachstum ist das vorerst zuverlässigste Rezept der Krisenabwehr an der außenwirtschaftlichen Front, verschärft damit aber die binnenwirtschaftlichen Probleme. 

4 Woher rührt das Defizit in der Leistungsbilanz?

Warum hat Brasilien ein Defizit in der Leistungsbilanz? Sowohl die Handels- als auch die Dienstleistungsbilanz sind negativ. 1997 betrugen die Salden -8,4 Mrd US$ bzw. -27,3 Mrd. US$;
 besonders dramatisch ist also das Defizit in der Dienstleistungsbilanz. Es ist auf folgende Faktoren zurückzuführen:

· Brasilien hat zu Beginn der 90er Jahre ein Umschuldungsabkommen im Rahmen des Brady-Plans abgeschlossen. Die leichten Jahre des geringen Schuldendiensts sind mittlerweile vorüber, und die Belastung durch Zins- und Tilgungszahlungen für Auslandsschulden steigt. Zugleich hat die langfristige Auslandsverschuldung des privaten Sektors stark zugenommen (Dez. 1995: 37 Mrd. US$, Juni 1998: 109 Mrd. US$)
. Diese Faktoren führen zu einem zunehmenden Defizit in diesem Konto der Leistungsbilanz; 1997 betrug es 10,4 Mrd. US$, für 1998 zeichnet sich ein etwas höherer Wert ab.
 

· Brasilien hat eine negative Tourismusbilanz: Während sich die Zahl der Brasilianer, die sich Auslandsreisen leisten, erhöht hat, bleibt die Zahl ausländischer Touristen in Brasilien gering. 1997 lag das Defizit in diesem Bereich bei 4,4 Mrd. US$.
 

· Das Defizit von 4,5 Mrd. US$ (1997)
 im Transportbereich läßt sich in erster Linie auf den beklagenswerten Zustand der brasilianischen Handelsmarine sowie, in geringerem Umfang, auf die Zunahme der Nutzung ausländischer Fluggesellschaften für Personen- und Frachttransport zurückführen. 

· Brasilien hat in den 90er Jahren einen starken Zufluß an Direktinvestitionen erfahren. Beschränkungen für Gewinnrückführungen sind aufgehoben worden. Alte wie neue Direktinvestoren überweisen heute in beträchtlichem Umfang Gewinne an ihre Zentralen. 1997 lag das Defizit in diesem Bereich bei 5,6 Mrd. US$.
 

Für das Defizit in der Handelsbilanz gibt es vor allem die folgenden zwei Gründe:

· In den ersten Monaten des Plano Real, also ab Juli 1994, stiegen gleichzeitig die Inlandspreise in Brasilien (etwa um 30 %) und der Außenwert der brasilianischen Währung (von US$ 1,00 bis auf US$ 1,20). Es entstand somit eine beträchtliche Überbewertung, die seither in langsamen Schritten abgebaut wird, bislang aber noch besteht. Diese Überbewertung mindert die Wettbewerbsfähigkeit brasilianischer Exporte und stimuliert Importe. Insbesondere in besonders preissensitiven Produktbereichen, z.B. Möbel oder Bekleidung, sind brasilianische Produzenten auf dem Weltmarkt preislich kaum wettbewerbsfähig. 

· 1990 wurde eine Politik der Handelsliberalisierung initiiert. Sie hat die Einfuhr sowohl von Investitionsgütern und Vorprodukten als auch von Konsumgütern erleichtert. In allen drei Produktbereichen waren direkte Effekte zu beobachten, die sich als Gegenbewegung zur Importsubstitution deuten lassen. Im geschlossenen Binnenmarkt mußten Produzenten und Konsumenten sich mit Gütern abfinden, die teilweise weder preislich noch qualitativ auch nur entfernt dem Weltmarktstandard entsprachen. Mit der Marktöffnung änderte sich das Einkaufsverhalten rapide. Kapitalgüter, insbesondere aber Vorprodukte wurden nun in starkem Maße importiert. Und auch die Konsumenten optierten häufiger für importierte Produkte, gerade auch bei so teuren Produkten wie Autos. Heute entfallen auf Konsumgüter und Brennstoffe sowie auf Investitionsgüter je etwa ein Viertel der Importe, während Vorprodukte rund die Hälfte ausmachen. 

Die Hochzinspolitik, die die brasilianische Regierung seit 1995 verfolgt, steht in engem Zusammenhang mit den außenwirtschaftlichen Problemen:

· Hohe Zinsen sollen kurzfristige, spekulative Anlagen aus dem Ausland anlocken, um das Defizit in der Leistungsbilanz auszugleichen bzw. die Devisenreserven zu erhöhen, um ggf. spekulative Angriffe auf die Währung abwehren zu können.

· Hohe Zinsen dämpfen die Binnennachfrage. Dabei sind hohe Zinsen nach brasilianischem Verständnis identisch mit astronomischen Zinsen nach europäischem Verständnis – die Leitzinsen lagen in der letzten Jahren nie unter 20 % p.a., und die effektiven Zinsen für Konsumkredite betragen ein Mehrfaches. Brasilianische Konsumenten haben eine spezifische Art des Umgangs mit Verbraucherkredit, die in Dekaden hoher Inflation entstanden ist. Seinerzeit war ein Kredit eine Wette zwischen Kreditgeber und ‑nehmer auf die künftige Inflation: Stieg diese mehr als erwartet, so waren die Realzinsen negativ. Hinzu kam eine spezifische Art der Geldillusion: Weil Gehälter und Sparanlagen indexiert waren, stiegen die absoluten Beträge auf Giro- und Sparkonto ständig kräftig an, und etlichen Konsumenten war der Unterschied zwischen nominal und real durchaus nicht klar. Sie waren daher der Meinung, daß es kein Problem war, sich zu verschulden, weil ja für die Zukunft ein weiteres Wachstum der Einnahmen bzw. Sparanlagen zu erwarten war. Seit dem Ende der Inflation hat sich die Psychologie der Konsumenten nur langsam der neuen Realität angepaßt, und die Neigung, sich zu verschulden, bleibt hoch. Extrem hohe Zinsen sind insofern nicht unbedingt ein Erfolgsrezept, aber zumindest kein aussichtsloses Unterfangen zur Eindämmung des Konsums. Dies ist wiederum wichtig, um das Wachstum und damit das Defizit in der Leistungsbilanz niedrig zu halten, denn zunehmendes Einkommen führt unweigerlich zu steigenden Importen.

· Eine gedämpfte Binnennachfrage führt zu steigenden Exporten. Dahinter steht eine weitere Besonderheit brasilianischer Mikroökonomie: Viele Unternehmen exportieren nicht deswegen, weil sie auf diese Art gute Geschäfte machen können, sondern weil sie keine Alternativen haben. Dies ist eine Verhaltensweise, die sich in den 80er Jahren herausgebildet hat. Damals ließ sich eine klare Korrelation zwischen dem Wachstum des BIP und den Exporten nachweisen. Immer wenn das  BIP wuchs, ging das Wachstum der Exporte (oder sogar das absolute Exportvolumen) zurück. Der Grund war seinerzeit ein simpler: Die Gewinnmargen auf dem Binnenmarkt waren weit höher als auf dem Exportmarkt. Diese Differenz ist heute geringer, existiert aber nach wie vor. Daher ist auch weiterhin davon auszugehen, daß Unternehmen bei einem Anspringen der Binnennachfrage weniger Exportanstrengungen unternehmen.

Natürlich haben Hochzinspolitik und niedriges Wachstums gravierende Nachteile, und diese sind auch unbestritten: Die Steuereinnahmen des Staates sinken, und die Arbeitslosigkeit steigt weiter an. Vor allem aber entsteht ein neuer Teufelskreis: Die Zinsen müssen hoch bleiben, um inländische Erparnis in Staatsanlagen umzuleiten; brasilianische Anleger haben in den letzten Dekaden zu oft Stabilisierungsprogramme mit Entwertung von Staatsschulden erlebt, so daß der Staat eine hohe Risikoprämie bieten muß. Durch die hohen Zinsen steigt der Schuldendienst auf die ohnehin hohe Staatsverschuldung dramatisch an. Der Schuldendienst selber muß zum Teil durch Kredite finanziert werden. Das staatliche Haushaltsdefizit steigt weiter an. Damit entsteht ein zusätzlicher Faktor, der neben der Überbewertung spekulative Angriffe auf die Währung provoziert. Dies war ein wichtiger Grund für die Turbulenzen, in die Brasilien zunächst ab September 1997 in der Folge der Asienkrise und erneut ab August 1998 nach der faktischen Zahlungsunfähigkeit Rußlands geriet. Ausländische Anleger meinten, in Brasilien eine ähnliche Konstellation wie in Asien bzw. Rußland zu beobachten, und begannen, ihre Anlagen abzuziehen. Zugleich setzte eine Spekulation gegen den überbewerteten Real mit dem Ziel einer Abwertung ein. Es begann ein Abwehrkampf der brasilianischen Zentralbank, um den Wechselkurs des Real zu verteidigen. Die Devisenreserven, die in diesem Jahr anfänglich bei rd. 70 Mrd. US$ lagen, sanken im Oktober mit einer Rate von 400 Mio. US$ pro Tag. Im September 1998 wurden (wie schon im November 1997) die Leitzinsen auf fast 50 % erhöht, um diesen Prozeß aufzuhalten. Gegen diese Maßnahme hatte sich die Regierung lange gewehrt, denn es handelte sich um einen Verzweiflungsakt, mit dem Niedrigwachstum in Rezession verwandelt wurde und das staatliche Haushaltsdefizit weiter wuchs. 

5 Woher rührt das staatliche Haushaltsdefizit?

Das staatliche Haushaltsdefizit ist seit langem eines der makroökonomischen Hauptproblem, wenn nicht das Schlüsselproblem überhaupt; es wurde in den 80er Jahren zur Hauptursache der Zunahme der Inflation. Es ist eng verknüpft mit der Art, wie in Brasilien Politik funktioniert. Strukturelle Kernprobleme sind die Veränderungen, die mit der Verfassung von 1988 eingeführt wurden, und die vorherrschende Art der politischen Legitimationsbeschaffung. 

Die Verfassung von 1988 führte vier wichtige neue Elemente ein, die alle die Ausgabenseite belasten:

· eine weitgehende Mitbestimmung des Parlaments bei der Festsetzung des Staatshaushalts, ohne daß jedoch die letztendliche Verantwortung des Präsidenten bzw. der Exekutive für das Budget bestritten wurde. Es entwickelte sich nicht ein verantwortungsvoller, sondern ein klientelistischer, populistischer und mitunter auch krimineller Umgang des Parlaments mit seiner Budgetkompetenz. Die Exekutive reagierte darauf in der Ära der Hochinflation mit repressão fiscal – der Haushalt wurde nicht indexiert, und gezahlt wurde häufig erst dann, wenn der reale Wert einer nominal festgelegten Finanzzuweisung stark gesunken war. Dieser Mechanismus ist jedoch mit dem Ende der Inflation hinfällig geworden.

· eine deutliche Steigerung der automatischen Zuweisungen des Bundes an Bundesstaaten und Kommunen, ohne daß damit jedoch eine Umverteilung von Aufgaben und Zahlungsverpflichtungen vorgenommen wurde. Die Verwendung dieser Mittel ist den Bundesstaaten und Kommunen in hohem Maße freigestellt; der Spielraum wird mitunter für effektive Entwicklungsprogramme, häufiger jedoch für klientelistische oder sogar kriminelle Aktivitäten genutzt. Besonders beliebt ist die Praxis, astronomische Gehälter für den Bürgermeister und seine secretários (politisch bestimmte Amtsleiter) sowie für die Stadtverordneten festzusetzen; es gibt Fälle, wo ein Bürgermeister einer 20.000-Seelen-Gemeinde auf ein Monatsgehalt von 10.000 Dollar kommt.

· verschiedene Veränderungen des Beschäftigungs- und Vergütungsrechts im Bundesdienst. Bundesbedienstete werden nach dem fünften Jahr ihrer Beschäftigung unkündbar. Es wurden Regelungen zur isonomia, d.h. der automatischen Übertragung von Reallohnsteigerungen von einer auf andere Gruppen von Beschäftigten eingeführt; Steigerungen der Bezüge der Militärs werden automatisch auf die zivilen Angestellten übertragen, Steigerungen der Bezüge der Abgeordneten werden automatisch auf die bundesstaatlichen Parlamentarier und die Stadträte angewandt usf.

· die Ausweitung der Leistungen sowie der Zahl der Anspruchsberechtigten der Sozialversicherung (Renten-, Krankenversicherung, Sozial-, Arbeitslosenhilfe) und die Festsetzung von Beträgen, die nicht unterschritten werden dürfen. Überdies wurde 1992 in einem Verfassungszusatz festgelegt, daß die Bezüge der Ruheständler und Pensionäre des Bundes (zu denen neben den Angestellten und Richtern auch ehemalige Parlamentarier und Minister gehören; Parlamentarier haben nach acht Jahren der Zugehörigkeit Anspruch auf eine volle Pension) nicht aus der allgemeinen Sozialversicherung (INSS) gezahlt werden dürfen; Beiträge und Auszahlungen laufen über einen separaten Budgetposten. Und die Dynamik dieses Ausgabepostens ist groß. Die zwei Kernprobleme sind hier die Tatsache, daß die Pensionierung dienstzeit- und nicht altersabhängig ist, sowie Kumulationsmöglichkeiten und eine fehlende Kappungsgrenze. Üblicherweise haben brasilianische Arbeitnehmer nach 35 Arbeitsjahren ein Anrecht auf den Bezug von Ruhestandsbezügen; bei einer Reihe von Berufsgruppen liegt diese Grenze niedriger, zum Teil bei 25 Jahren. In der Praxis bedeutet dies, daß Arbeitnehmer mit Mitte 40 bis Anfang 50 in den Ruhestand gehen können und dann – bei einer durchschnittlichen Lebenserwartung von 67 Jahren – häufig über mehrere Dekaden Ruhestandsbezüge erhalten. Spezielle Berufsgruppen, etwa Parlamentarier und andere politische Funktionsträger, erwerben durch wenige Jahre dauernde Tätigkeiten zusätzliche Rentenansprüche. Durch Kumulation von Rentenansprüchen erreichen nicht wenige Personen Ruhestandsbezüge, die pro Jahr weit über 100.000 $ betragen. Versuche, hier Kappungsgrenzen einzuführen (z.B. nach dem Prinzip: Kein pensionierter Beamter darf mehr Bezüge haben als der Staatspräsident), sind bislang gescheitert. Im Ergebnis wenden viele Gebietskörperschaften heute mehr Geld für Ruhestandsbezüge auf als für die Gehälter ihrer Beschäftigten. Reformbemühungen der Regierung, die etwa auf eine lebenszeitbezogene Pensionierungsgrenze zielten, sind bislang an der politischen Organisationsfähigkeit der Pensionäre, der beachtlichen Popularität der bisherigen Regelungen und nicht zuletzt an den Eigeninteressen der Parlamentarier gescheitert.

Die zweite wichtige Ursache des Budgetdefizits ist die Budgetpolitik des Parlaments, die dem Prinzip folgen, das die Amerikaner pork barrel politics nennen: Gegenüber den Wählern zählen unmittelbare Vorteile – eine neue Asphaltdecke hier, ein wenig Be- oder Entwässerung dort; die Brasilianer nennen dies obra – weit mehr als eine Haushaltsdisziplin, die bestenfalls mittelfristig die Inflation verringert. Mittelzuweisungen, die der Wählerbasis der Abgeordneten direkt zugute kommen, sind ein, wenn nicht das zentrale Legitimationsinstrument für die Letzteren. Ein verantwortungsvoller Umgang mit der Budgetkompetenz würde mithin direkt zu einer Unterminierung der Legitimation geführt, kann also nicht im unmittelbaren Interesse der Abgeordneten sein. 

Verschärfend hinzu kommt die Tatsache, daß Abgeordnete kaum in eine Fraktionsdisziplin einzubinden sind. Dies liegt im brasilianischen Wahlrecht begründet, das einer Mischung von Personen- und Mehrheitswahl folgt. Es gibt keine Landeslisten der Parteien mit festgelegter Reihenfolge, sondern jeder Kandidat wirbt in einem ganzen Bundesstaat um Stimmen (auch wenn dies in der Realität meist bedeutet, daß er in erster Linie Wähler in seiner Heimatregion zu mobilisieren sucht). Daher gibt es keine Grund, weshalb sich Politiker der Strapaze der „Ochsentour“ in einer Partei unterziehen sollten. Es ist eher umgekehrt: Parteien werben um markante, populäre Persönlichkeiten; und die Quote der Politiker, die Parteien wechseln, ist hoch. Häufig ist das Druckpotential eines Politikers gegenüber seiner Partei größer als umgekehrt, so daß Versuche zur Herstellung von Fraktionsdisziplin bei Abstimmungen über unpopuläre Maßnahmen wenig aussichtsreich sind. 

Verschärft werden die Probleme dadurch, daß diese Mechanismen der Legitimationsbeschaffung durch obras auf der Ebene der Bundesstaaten und Kommunen genauso funktionieren; dies war der Hintergrund für das starke Interesse an automatischen Mittelzuweisungen, wie es in der Verfassung verankert wurde. Doch trotz dieser Regelung und der damit gewachsenen finanziellen Spielräume hat sich das Haushaltsgebaren nicht entscheidend gebessert. Bis vor kurzem zwangen Gouverneure ihre bundesstaatliche Bank – insbesondere in Wahlkampfzeiten – zur Gewährung von Krediten, die dann nicht zurückgezahlt wurden, was nicht selten damit endete, daß die Bank zahlungsunfähig wurde und von der Zentralbank saniert werden mußte. Die Regierung hat in den letzten Jahren mehrfach bundesstaatliche Banken saniert – immer mit der Auflage, daß diese Praxis ein Ende haben müsse, aber selten mit nachhaltigem Erfolg. 

Ergebnis dieser Regelungen und Praktiken ist das, was in Brasilien als rigidez orçamentária diskutiert wird, d.h. die Minimierung der verfügbaren Haushaltsmasse; diese kann mitunter weniger als 1 % des BIP betragen. Davon müssen dann alle Ausgaben bestritten werden, die nicht Gehälter sind bzw. durch gesetzlich festgelegte Zwangszuweisungen (d.h. an Bundesstaaten und Munizipien, für das Ausbildungssystem, an die Sozialversicherung usf.) abgedeckt werden. Dazu gehören laufende Kosten der Bundesverwaltung, Infrastrukturinvestitionen sowie Ausgaben zu ihrer Erhaltung und Instandsetzung, Unterhalt und Neubeschaffung von militärischem Gerät, Subventionen für Unternehmen usf. Diese Ausgaben liegen in der Regeln jedoch deutlich höher als 1 %, und dies impliziert öffentliche Kreditaufnahme.

6 Weshalb hat sich die Krise zugespitzt?

Das Defizit der öffentlichen Haushalte ist während der ersten Administration Cardoso kontinuierlich gewachsen. Wurde es 1996 noch auf 3,5 % des BIP beziffert, so lag es im November 1997 schon bei 5,1 %. Danach wuchs es dramatisch: Im April 1998 lag es bei 6,7 %,
 und im Juli stieg es auf über 7 %. Die gesamte öffentliche Verschuldung stieg von 29,2 % des BIP im Dezember 1994 auf 38,1 % im Juni 1998, und die Prognose für das Jahresende lautet 41,9 %.
 Dies hatte sowohl die oben genannten strukturellen als auch aktuelle Ursachen. Die Beseitigung der strukturellen Ursachen war ein zentraler Punkt der Agenda des Präsidenten in seiner ersten Amtsperiode, und er hat in dieser Hinsicht wenig erreicht. 

Die aktuellen Ursachen lassen sich unter zwei Punkten zusammenfassen: Explosion des Schuldendiensts und Entstehung eines primären Defizits. Ende Oktober 1997 wurden die Leitzinsen auf über 40 % angehoben – eine Maßnahme zur Abwehr spekulativer Angriffe auf den Real in der Folge der Asienkrise. Dadurch stieg die Zinslast auf den staatlichen Schulden auf mehr als das Doppelte an. 

Dramatischer ist jedoch der Befund, daß es auch ein primäres Defizit gab, d.h. eine Lücke bei den Staatseinnahmen und ‑ausgaben ohne Einbeziehung des Schuldendienstes. Ziel der Zentralregierung ist ein primärer Überschuß, um Neuverschuldung vermeiden und den Schuldenberg abtragen zu können. In ihrem eigenen Bereich hat sie dieses Ziel auch erreicht, wenngleich der primäre Überschuß der Zentralregierung im ersten Halbjahr 1998 nur 0,15 % des BIP betrug und damit deutlich unter dem Wert von 0,38 % im Vorjahreszeitraum lag. Die Schuld an dieser Verschlechterung trug in erster Linie die Rentenversicherung, deren Defizit von 2,01 % auf 2,61 % des BIP anstieg. Der Überschuß bei laufenden Ausgaben und Investitionen stieg von 2,07 % auf 2,52 %; im dritten Bereich des Haushalts der Zentralregierung, der Arbeitslosenversicherung, sank der Überschuß von 0,32 % auf 0,23 %.
 

Der eigentlich Sünder sind damit Bundesstaaten und Munizipien. Daß in diesem Bereich die Haushaltsdisziplin deutlich nachließ, kann jedoch nicht überraschen, denn 1998 war Wahljahr – neben dem Präsidenten wurden auch die Gouverneure, die Abgeordneten des Repräsentantenhauses und der Länderparlamente sowie ein Drittel der Senatoren neu gewählt. Aufgrund der oben beschriebenen obra-Orientierung geraten die öffentlichen Haushalte in Wahlkampfzeiten in aller Regel aus dem Lot; es ist insofern positiv zu vermelden, daß die Zentralregierung wenigstens in ihrem eigenen Bereich Disziplin bewahrt hat. Ein weiterer positiver Punkt ist, daß in einigen der großen Bundesstaaten (São Paulo, Paraná) die Gouverneure wiedergewählt wurden bzw. Nachfolger aus der gleichen Partei gewählt wurden (Bahia). Dies ist deswegen bedeutsam, weil abgewählte Gouverneure eine ausgeprägte Tendenz haben, in den letzten drei Monaten ihrer Amtsperiode den Haushalt völlig aus dem Ruder laufen zu lassen. Im Bundesstaat Santa Catarina beispielsweise ist absehbar, daß der abgewählte Gouverneur weder das November- und Dezembergehalt noch das 13. Monatsgehalt auszahlen lassen wird. Sein Nachfolger muß sich dann im Januar 1999 mit der Frage auseinandersetzen, wo er – angesichts einer leeren Kasse und einer kritischen Verschuldung –  das Geld herbekommt, mit dem er drei Monatsgehälter sämtlicher Landesbediensteter zahlen kann. 

7 Welche Aussichten hat der mit der IWF vereinbarte Stabilisierungsplan?

Im September 1998 wuchsen die Zweifel, daß Brasilien aus eigener Kraft in der Lage sein würde, seine Währung zu verteidigen. Es begann eine Serie von Gesprächen und Verhandlungen mit den internationalen Finanzinstitutionen, die Mitte Oktober mit einer Vereinbarung über internationalen Beistand in einer Größenordnung von 30 Mrd. US$ abgeschlossen wurden; diese Mittel (die evtl. auch höher liegen können; zuletzt war von mehr als 40 Mrd. die Rede) werden für den Fall bereitgestellt, daß Brasilien weitere spekulative Attacken abwehren muß. Bestandteil der Vereinbarung war ein Abkommen mit dem IWF zur Haushaltssanierung. Am 28. Oktober verkündete die Regierung ein Stabilisierungsprogramm, das Programa de Estabilidade Fiscal, mit dem dieses Ziel erreicht werden soll. Es schließt an ein ähnliches Programm im November 1997 an, daß jedoch aufgrund vielfältiger politischer Widerstände (v.a. aufgrund des Wahlkampfs) im wesentlichen nicht implementiert werden konnte.

Zentraler Bestandteil des Programms sind eine Reihe von Maßnahmen, die durch Steigerung der Einnahmen und Senkung der Ausgaben im Jahr 1999 zu einem Entlastungseffekt von 28 Mrd. R$ sowie zu weiteren Entlastungen in den Folgejahren führen sollen. Diese Summe ergibt sich wie folgt:

13,3 Mrd. R$  Einnahmen durch Steuererhöhungen
· Erhöhung der Steuer auf Finanztransaktionen (CPMF) von 0,2 auf 0,38 %

· Erhöhung der Sozialversicherungsumlage auf Löhne (COFINS)

· Erweiterung der Erhebungsgrundlage für COFINS

2,6 Mrd. R$ Einnahmen durch höhere Beiträge zur Rentenversicherung
· 11 % Rentenversicherungsbeitrag von Rentnern

· zusätzliche 9 % für Beschäftigte und Rentner mit einem Einkommen von mehr als 1.200 R$.

8,7 Mrd. R$ durch Ausgabenkürzungen
· Einsparungen bei laufenden Ausgaben und Investitionen

3,5 Mrd. R$ Einsparungen durch Strukturreformen
· Reform der Rentenversicherung

· Reform der öffentlichen Verwaltung

Ziel des Plans ist es, die Wachstumsdynamik der Staatsverschuldung aufzuhalten:

Zieldaten der Staatsverschuldung
1998
1999
2000
2001

angestrebter primärer Überschuß (% BIP)

2,6
2,8
3,0

davon Zentralregierung (% BIP)

1,8
2,0
2,3

Bundesstaaten und Munizipien (% BIP)

0,4
0,5
0,5

Staatsunternehmen

0,4
0,3
0,2

Verhältnis Staatsverschuldung / BIP (%)
41,9
44,9
44,8
44,4

Angelpunkt der Reform ist ein neuerlicher Anlauf zur Reform der Rentenversicherung, die nicht nur schon heute für einen großen Teil des Defizits verantwortlich ist, sondern überdies eine beängstigende Dynamik aufweist: Die Lücke zwischen Einnahmen und Ausgaben ist im Bereich der Staatsbediensteten in den letzten Jahren dramatisch gewachsen, und eine entsprechende Entwicklung bei Beschäftigten des privaten Sektors ist abzusehen. Dreh- und Angelpunkt der Taktik der Regierung  ist freilich der Hinweis auf die Lücke bei den Staatsbediensteten – ohne Frage ein Versuch, die Öffentlichkeit frühzeitig gegen die abzusehenden Proteste immun zu machen. Die von der Regierung veröffentlichten Daten sehen wie folgt aus:

Einnahmen und Ausgaben der Rentenversicherung
1995
1996
1997
1998
1999

Privater Sektor
Einnahmen
32.567
40.631
44.260
45.957
48.739

(INSS)
Ausgaben
32.566
31.287
47.051
53.762
59.632

Zentralregierung
Einnahmen
2.101
2.580
2.583
2.633
2.763


Ausgaben
15.456
17.386
19.683
20.950
24.900

Bundesstaaten
Einnahmen


3.360
3.633
3.897


Ausgaben


15.933
17.228
17.918

Munizipien
Einnahmen


354
383
411


Ausgaben


2.683
2.901
3.017

Saldo insgesamt
(Mio. R$)
-13.345
-15.462
-34.793
-42.235
-49.656

Die von der Regierung vorgeschlagenen Maßnahmen sind dabei mehr als ad-hoc-Lösungen für eine aktuelle Krise. Sie greifen einigen Regelungen vor, die derzeit von einer Kommission unter Leitung des BNDES-Präsidenten André Lara Resende erarbeitet werden. Mit ihnen soll die Rentenversicherung Brasiliens auf eine langfristig tragfähige Basis gestellt werden – interessanterweise nicht mit einem individualisierten System chilenischer Prägung, wie es heute en vogue ist. Vorgesehen ist stattdessen ein System, das im privaten Bereich gewisse Ähnlichkeiten mit dem deutschen System von Zusatzversicherungen hat: Versicherungsbeiträge werden teils vom Lohn abgezogen, teils vom Arbeitgeber bezahlt, und der Beschäftigte erhält einen jährlichen Auszug, aus dem hervorgeht, welchen Rentenanspruch er erworben hat. Damit hofft man, zwei Fliegen mit einer Klappe zu schlagen: Die Beschäftigten haben eine Kontrollmöglichkeit, ob ihr Arbeitgeber die Rentenversicherungsbeiträge tatsächlich abgeführt hat; und sie haben einen Anreiz, länger zu arbeiten, um einen höheren Rentenanspruch zu erwerben, anstatt mit 50 in den Ruhestand zu gehen. Im öffentlichen Bereich soll eine Deckelung eingeführt werden: Alle Beschäftigten erhalten Rente entsprechend ihres letzten Gehalts, allerdings nur bis zu R$ 1.200. Wer mehr Rente erhalten möchte, muß zusätzliche Beiträge leisten. 

Ein weiteres wichtiges Element soll das Lei de responsabilidade fiscal werden – gesetzliche Regelungen, mit denen Haushaltsdisziplin bei Bundesstaaten und Munizipien erzwungen werden soll. Dabei ist u.a. vorgesehen, daß Zuweisungen zurückgehalten werden, wenn Gebietskörperschaften mehr als 50 % ihres Steueraufkommens für Personalausgaben verwenden (bislang liegt diese Schwelle bei 60 % – und wird in vielen Fällen nicht respektiert, ohne daß dies bislang gravierende Folgen hätte). 

Stellungnahmen von Finanzminister Malan unmittelbar nach Verkündung dieses Programms waren freilich kaum dazu angetan, Wirtschaftsbeobachter und Anleger zu beruhigen. Eine der führenden Tageszeitungen zitierte: o ministro disse a colunistas que "tudo é negociável" em torno das medidas de ajuste. "O único ponto inegociável é o resultado primário." – Alles ist Verhandlungssache. Der einzige Punkt, über den es keine Verhandlungen gibt, ist die Größe des notwendigen Haushaltsüberschusses. Mit anderen Worten: Das Programm ist ein Vorschlag der Exekutive, der zunächst eine geringe Verbindlichkeit hat. 

Das Echo auf die Vorschläge der Regierung war teils verhalten, teils skeptisch, teils vernichtend. Diese Reaktion spiegelt freilich – wie einzelne Kommentatoren herausstellten – in erster eine irreale Erwartungshaltung der Beobachter wider. In der Vergangenheit hatten Stabilisierungsprogramme einen grundlegend anderen Charakter als heute: Sie umfaßten eine Reihe von Maßnahmen, die darauf zielten, alle wichtigen Probleme auf einen Schlag zu lösen; und sie operierten mit drakonischen Maßnahmen – das Einfrieren der Sparguthaben im März 1990 war zwar selbst für brasilianische Verhältnisse eine weitgehende Maßnahme, blieb jedoch durchaus im Rahmen dessen, was an Möglichkeiten staatlicher Eingriffe seinerzeit für akzeptabel gehalten wurde. Stabilisierungsprogramme bauten seinerzeit immer auf den Überraschungseffekt, und sie daher einen autoritären Charakter. Das aktuelle Programm entspricht demgegenüber zumindest teilweise den in Demokratien üblichen Gepflogenheiten: Die Exekutive formuliert konkrete Vorschläge und geht dann auf die Suche nach politischer Unterstützung; die Zeit makroökonomischer „Pyrotechnik“ (wie die Stabilisierungsversuche in der Ära Collor spöttisch genannt wurden) ist vorbei. Das Verhalten der Beobachter ist indes auch einer Verhaltensweise der Regierung zuzuschreiben, die an die traditionelle Praxis erinnerte: Verantwortlich für die Ausarbeitung des Programms war eine kleine Gruppe von Ökonomen um den Finanzminister – Partizipation wichtiger gesellschaftlicher Gruppen bei der Meinungsbildung war nicht gefragt. 

Am 29. Oktober 1998 begannen die Verhandlungen zwischen Exekutive und Legislative, und man wird man sehen, was wirklich passiert. Grundsätzlich erscheinen zwei Szenarios als möglich. 

8 Szenario 1: Wunder gibt es immer wieder

Die Regierung beginnt umgehend die Verhandlungen mit dem noch amtierenden Kongreß. Es gelingt, durch politisches Geschick, deal-striking und Druck wichtige Reformvorhaben durchzusetzen, bevor der Kongreß sich mit dem Beginn der Weihnachtspause auflöst. Die Erhöhung der Steuer auf Finanztransaktionen wird umgehend beschlossen. Die Einführung der Beitragspflicht für Rentner stößt zunächst auf harten Widerstand; man einigt sich dann jedoch auf einen Satz von 5 % (bzw. 15 % bei Renten von mehr als 1.500 R$). Um die notwendigen Einnahmen zu mobilisieren, werden zwei Abgabearten eingeführt, die schon im Programm erwartet worden waren: die Einbeziehung von Kreditkartentransaktionen im Ausland in die Steuer auf Finanztransaktionen und die Einführung einer Treibstoffsteuer. 

Ausschlaggebend für die Durchsetzung der Reformen sind in diesem Szenario in erster Linie zwei Faktoren: Krisenbewußtsein und das umgekehrte lame-duck-Phänomen. Anhaltende Gerüchte um eine bevorstehende Abwertung in China und eine neue Runde von Abwertungen in Asien schaffen das Bewußtsein, daß nur schnelle und drastische Maßnahmen Brasilien davor bewahren können, erneut in den Strudel der internationalen Finanzkrise gezogen zu werden. Der „alte“ Kongreß verabschiedet die Maßnahmen in der Hoffnung, daß diejenigen seiner Mitglieder, die auch in den neuen Kongreß einziehen werden, am Ende der nächsten Wahlperiode mit der erfolgreichen Stabilisierung und dem in der zweiten Hälfte der Periode wieder einsetzenden Wachstum und nicht mit den schmerzhaften Eingriffen identifiziert werden. Jene Abgeordneten, die nicht wiedergewählt wurden (und dies sind im Abgeordnetenhaus mehr als die Hälfte der Mitglieder der Regierungsfraktion – teils, weil sie nicht mehr kandidierten, teils, weil sie nicht genügend Stimmen bekamen) und sich z.T. nach einem teuren Wahlkampf einem Schuldenberg gegenübersehen, werden auf irgendeine Weise kompensiert. 

Ein möglicher dritter Faktor ist eine Verschiebung im politischen Koordinatensystem Brasiliens, die durch die Wahl eingetreten ist. Zwar sind die Zugewinne der Opposition im Parlament moderat ausgefallen, doch werden jetzt vier der fünf ökonomisch wichtigsten Bundesstaaten der Opposition zugerechnet. Rio de Janeiro und Rio Grande do Sul werden von Gouverneuren der linken Oppositionsparteien regiert (Antonio Garotinho / PDT, Olívio Dutra / PT), und Minas Gerais vom Ex-Präsidenten Itamar Franco (PMDB), einem erklärten Feind von Präsident Cardoso. Pikant ist die Situation im Staat São Paulo: Gewählt wurde Mário Covas (PSDB), Parteikollege und langjähriger Weggefährte von Cardoso, der gegen einen Kandidaten der konservativen Parteien der Regierungskoalition gewann, der von Cardoso mehr Unterstützung erhielt (Paulo Maluf, PPB). Covas zeigte nach der Wahl – nach einem heftigen und schmutzig geführten Wahlkampf – eine starke Tendenz zur Annäherung an die linken Oppositionsparteien. Es zeichnet sich daher eine Aufweichung der klaren Abgrenzung zwischen Regierungsparteien und Opposition ab, zumal die Zentralregierung die Regierungen der Bundesstaaten nach aller Erfahrung nicht zu Sparmaßnahmen zwingen kann, sondern Einsparungen aushandeln muß. Aufgrund dieser Konstellation ist es nicht ausgeschlossen, daß Cardoso, ein Meister der politischen Taktik, Regierungs- und Oppositionsparteien gegeneinander ausspielen kann, um seine Reformvorhaben durch das Parlament zu bekommen. 

Ein vierter Faktor hilft im Jahr 1999 bei Sparmaßnahmen: es gibt keine Wahlen. Die neugewählten Gouverneure haben ein Eigeninteresse an Haushaltssanierung, weil viele von ihnen einen Schuldenberg ihrer abgewählter Vorgänger übernommen haben; einige benötigen ein bail-out durch die Zentralregierung, was deren Verhandlungsmacht stärkt. In den Munizipien wird im Jahr 2000 gewählt; erst in jenem Jahr werden Haushalte auf dieser Ebene wieder außer Kontrolle geraten.

9 Szenario 2: Politicagem
Die Verhandlungen der Regierung mit dem Kongreß stoßen auf hartnäckigen Widerstand. Insbesondere die nicht wiedergewählten Abgeordneten erscheinen kaum noch zu Sitzungen. Die für die Beschlußfähigkeit notwendige Stimmenzahl wird bei mehreren strategisch bedeutsamen Abstimmungen verfehlt. Bei anderen Abstimmungen wird die für Verfassungsänderungen notwendige Mehrheit von 60 % verfehlt. Nur die Erhöhung der Steuer auf Finanztransaktionen wird beschlossen; alle anderen Vorschläge werden auf das kommende Jahr vertagt und damit dem neuen Kongreß zugeschoben.

Dieses Szenario geht von drei Annahmen aus: Die Politik in Brasilien funktioniert so, wie sie in den letzten Jahren häufig funktioniert hat; die Stabilisierungsmaßnahmen sind unpopulär; mit der Wiederwahl Fernando Henrique Cardosos hat das Gerangel um die Kandidatur für die Präsidentschaftswahl im Jahr 2002 eingesetzt. 

Viele der Ursachen der staatlichen Haushaltsprobleme sind Ergebnis der Verfassung von 1988. Die Verfassungsväter hatten seinerzeit die gute Idee, einen Evaluierungszeitraum festzulegen: Nach fünf Jahren sollten die Regelungen der Verfassung im Licht der zwischenzeitlich gesammelten Erfahrungen betrachtet werden. Tatsächlich war 1992 schon deutlich geworden, daß etliche Regelungen nicht praktikabel und andere nicht sinnvoll waren. Der Kongreß befaßte sich 1992/93 intensiv mit Vorschlägen zu einer Verfassungsreform, kam damit jedoch nicht weit – aufgrund vielfältiger politische Widerstände, aber auch deshalb, weil das Amtsenthebungsverfahren gegen Präsident Collor und die Untersuchungskommission zu den Praktiken des Haushaltsauschusses einen großen Teil der Energie und Aufmerksamkeit absorbierten. In dieser Zeit war das Phänomen der nicht-Entscheidung durch nicht-Behandlung und Abwesenheit besonders ausgeprägt. Aber auch während der ersten Amtsperiode Cardosos zeigte sich der Kongreß nur bedingt bereit, notwendige Strukturreformen durchzusetzen. Cardoso brachte mehrere wichtige Reformen durch, die in Richtung Privatisierung und Deregulierung wiesen. Aber in jenen Bereichen, die für die Haushaltssanierung essentiell sind, nämlich Kündigungsmöglichkeit öffentlicher Bediensteter, Besoldung und Rentenversicherung, kamen maximal völlig verwässerte und im Ergebnis ineffektive Kompromisse heraus. 

In einer Machiavellistischen Sicht könnte sich die Außenkrise für die Gegner des Reformprojekts als Geschenk der Götter erweisen: Sie können die Schuld abwälzen auf den bösen IWF. Dieses Muster hat in den 80er Jahren gut funktioniert und schon damals notwendige Reformen verhindert. Zum IWF zu gehen und sich Bedingungen abzuholen, hat einen Symbolwert, der nicht unterschätzt werden sollte. Und es hat sich natürlich auch nach Brasilien und insbesondere zur Opposition herumgesprochen, daß der IWF sich in den letzten Jahren mit seiner Standardrezeptur nicht eben mit Ruhm bekleckert hat. 

Nach der Wiederwahl von Cardoso hat unüberhörbar das Füßescharren im Hinblick auf die Präsidentschaftswahl im Jahr 2002 eingesetzt. Die Regierungskoalition besteht aus vier wichtigen, größeren Parteien (PFL, PSDB, PMDB, PPB), und jede hat mögliche Präsidentschaftskandidaten in ihren Reihen. Einen Vorgeschmack auf das, was noch kommen wird, bekam man in der Diskussion um die mögliche Einrichtung eines Ministério da Produção in der kommenden Regierungsperiode, also einer Art Industrieministerium, das sich um die Belebung der Privatwirtschaft würde kümmern sollen. Die PFL meldete entschiedenen Widerstand an – und der Grund war Beobachtern auch sofort klar: Ein offensichtlicher Kandidat für das Ministeramt wäre José Serra (PSDB), ein starker Vertreter seiner Partei und möglicher Kandidat, und die PFL ist entschieden dagegen, daß er (der bislang Gesundheitsminister ist) ein Ministerium bekommt, das viel Geld und daher große Bedeutung hätte. Politicagem ist übrigens der brasilianische Terminus für diese Art Ränkespiel, und es wird die Verhandlungen innerhalb der Regierungskoalition über die Reformen entschieden erschweren. 

10 Was wird geschehen?

Brasilien und seine Entscheidungsträger sind immer für Überraschungen gut – in positiver wie in negativer Hinsicht. Daher ist es schwierig einzuschätzen, welches der beiden Szenarien das wahrscheinlichere ist. Vieles spricht allerdings für Szenario 2. 

Unabhängig davon, welches Szenario eintrifft, sind die makroökonomischen Aussichten Brasiliens ungünstig. Selbst wenn die Reformen schnell und umfassend umgesetzt werden, rechnet die Regierung damit, daß die Wirtschaft im kommenden Jahr um 1 % schrumpft. Die Zinsen werden nur graduell gesenkt und werden auch im besten aller Fälle im kommenden Jahr oberhalb von 20 % liegen. Es gehört nicht viel Phantasie dazu, sich eine Abwärtsspirale vorzustellen: Es entsteht durch die staatlichen Sparmaßnahmen und Steuererhöhungen ein negativer Multiplikatoreffekt, der durch die hohen Zinsen verstärkt wird. Investitionen und Nachfrage gehen zurück. Damit wird die Berechnungsgrundlage der Steuererhöhungen hinfällig, und es ist durchaus möglich, daß das staatliche Haushaltsdefizit weiter steigt. Ergebnis wäre eine echte Depression, die das schon heute drängende Problem der Arbeitslosigkeit weiter verschärfen würde. 

11 Welche Auswege aus der Wirtschaftskrise könnte es geben?

Es ist geradezu tragisch: Vier Jahre nach der erfolgreichen Bekämpfung der Inflation, drei Jahre nach der Bewältigung des Tequilaeffekts und nach der Lösung einer Bankenkrise, die das Land auch hätte ins Chaos stürzen können, erscheint die makroökonomische Lage in Brasilien heute als völlig verfahren. Offensichtliche Auswege sind nicht erkennbar.

Die Rezeptur der Regierung nach der Implementierung des Plano Real war relativ einfach: Der Zustrom von Auslandskapital und die Privatisierung, u.a. an Käufer aus dem Ausland, ermöglichte die Schließung der Zahlungsbilanz und die Stabilisierung der Staatsverschuldung. Dadurch schuf man sich Luft, um die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft und die Sanierung der Staatsfinanzen voranzutreiben. Es waren nicht nur die externen Schocks, die diese Rezeptur nicht aufgehen ließen, es war vor allem Mißerfolge bei Reformbemühungen sowie die Sorglosigkeit im Umgang mit der realen Wirtschaft, die bewirkte, daß Brasilien als Exportland weit unterhalb seines Potentials bleibt. Die Überbewertung der Währung war ein Schuß ins Knie der brasilianischen Exportwirtschaft; ohne diesen Faktor hätte die Handelsbilanz ausgeglichen oder sogar positiv sein können, was die außenwirtschaftliche Verwundbarkeit deutlich reduziert hätte. Auch ansonsten waren die Versuche zur Schaffung eines wirtschaftsfreundlichen Umfelds wenig eindrucksvoll. Mittelstandsförderung, Technologiepolitik, Exportförderung und dergleichen fand kaum statt. Standortpolitik fand in erster Linie in Form des guerra fiscal statt, d.h. als absurder Subventionswettlauf zwischen Bundesstaaten; die Zentralregierung ermutigte dies noch, anstatt eine Beihilfenkontrolle einzuführen, die verhindern könnte, daß die Bundesstaaten sich ruinieren. Häufige Steuerungseingriffe in das regulative Umfeld schufen Unsicherheit und machen es für Unternehmen schwierig, längerfristige Strategien zu formulieren. 

Welches wären die Alternativen? Der einfachste Ausweg aus der Krise ist der am wenigsten wahrscheinliche: eine boomende internationale Ökonomie, die ohne Verbesserung der lokalen Rahmenbedingungen die brasilianischen Exporte beleben würde, ist vorerst kaum absehbar. Eher ist das Gegenteil der Fall: Brasilien hatte seine Exportbemühungen in den letzten Jahren insbesondere in Richtung Ostasien, zunehmend aber auch nach Rußland gerichtet, muß jetzt also mit Nachfrageausfällen fertigwerden.

Ein weiterer Ausweg könnte fatale Folgen haben: eine Abwertung. Angesichts der Funktionsweise der internationalen Kapitalmärkte ist es kaum noch möglich, einen größeren Abwertungsschritt in kontrollierter Weise durchzuführen. Würde die brasilianische Regierung eine Abwertung von 10 % beschließen, könnte – wie man zuletzt in Asien sah – auch eine Abwertung von 50 % herauskommen. Angesichts der Außenverschuldung der Privatunternehmen wäre eine Serie von Firmenzusammenbrüchen die wahrscheinliche Folge. Es würde außerdem ein Aufbringungsproblem für die externe Staatsverschuldung entstehen. Die verteuerten Importe würden einen Inflationsimpuls geben. Kurz: Die Zentralbank scheint gut beraten, ihre Politik der langsamen Abwertung um etwa 7 % pro Jahr fortzusetzen. 

Ein anderer Ausweg wird derzeit erprobt, hat aber auch nur begrenzte Erfolgsaussichten: Ein neuer Protektionismus. Brasilien hat in den letzten Jahren verschiedentlich mit protektionistischen Maßnahmen operiert, z.B. einer drastischen Erhöhung der Importzölle auf Kraftfahrzeuge. Ergebnis waren stets Konflikte mit den Mercosul- und anderen Handelspartnern. Zuletzt hat man begonnen, mit nichttarifären Handelshemmnissen zu experimentieren – Importe von Nahrungsmitteln und Pharmazeutika sollen seit September verschärften Qualitätskontrollen unterworfen werden, und mit dem Stabilisierungsprogramm wurde auch eine Liste von 170 Produkten veröffentlicht, deren Importe erst nach bestandenen Sicherheitstests zugelassen werden; die Liste umfaßt Produkte von Kondomen über Autoreifen bis zu Motorradhelmen. Daß davon ein entscheidender Beitrag zur Entlastung der Leistungsbilanz ausgeht, ist wenig wahrscheinlich. 

Paul Krugman hat kürzlich in einer seiner Kolumnen beklagt, daß vor lauter Mikroökonomie und Gerede über The New Economy die Makroökonomie in Vergessenheit gerät. Brasilien kann er mit dieser Bemerkung nicht gemeint haben, denn dort liegt die Sachlage genau andersherum: Der Finanzminister ist ein Makroökonom, der vor gar nicht so langer Zeit Studenten das Wesen makroökonomischer Aggregate beibrachte; der Präsident der Zentralbank ist ein Makroökonom, der vor gar nicht so langer Zeit Nachwuchsstar auf OECD-Konferenzen war; und auch sonst sind diese Institutionen und der Beraterstab des Präsidenten voller Makroökonomen. Es gibt, genau betrachtet, in Brasilien überhaupt nur Makroökonomie. Eine der wenigen gelungenen Äußerungen des verflossenen Bundeswirtschaftsministers – „Wirtschaft findet in der Wirtschaft statt“ – würde brasilianische Wirtschaftspolitiker zutiefst befremden. Man hat bei den meisten von ihnen nicht den Eindruck, daß sie schon mal ein Unternehmen betreten haben, geschweige denn eine Ahnung haben, wie die wahre Wirtschaft funktioniert. Hier liegt eines der Kernprobleme brasilianischer Wirtschaftspolitik, aber auch einer der möglichen Auswege: Es ist dringend notwendig, ein besseres Verständnis davon zu entwickeln, wie der private Sektor funktioniert, auf welche Anreize er wie reagiert. Dann könnte es möglich werden, Anreizsysteme nicht mehr auf der Grundlage von US-Lehrbüchern, sondern vor dem Hintergrund der lokalen Realität zu gestalten. Auf diese Weise könnte es vielleicht gelingen, Rahmenbedingungen zu schaffen, die eine Rückkehr auf den Wachstumspfad zulassen. 

Was würde dies konkret bedeuten? Erstens: Die Notwendigkeit, das staatliche Haushaltsdefizit zu schließen, ist unstrittig, denn die drastische Reduzierung der Neuverschuldung ist die zentrale Voraussetzung dafür, daß die Zinsen gesenkt werden können – und die hohen Zinsen sind das, was Unternehmen am lautesten beklagen. Im Hochzinsumfeld sind im Grunde nur solche Unternehmen überlebensfähig, die ohne Kreditaufnahme im Inland auskommen. Hohe Zinsen schaffen (wie auch andere Maßnahmen, z.B. die praktische Gestaltung der Exportförderung) ein Umfeld, in dem kleine und mittlere Unternehmen diskriminiert werden – große Firmen haben Zugang zu subventionierten Krediten der Nationalen Entwicklungsbank und können sich z.T. im Ausland zu international üblichen Zinssätzen verschulden, Mikrounternehmen werden immerhin kostenseitig durch die Pauschalierung von Steuern und Sozialabgaben entlastet. Bedenkt man, daß in aller Regel KMU Arbeitsplätze schaffen, während Großunternehmen Beschäftigte abbauen, wird die Absurdität dieser Konstellation offensichtlich.

Zweitens: Die Einrichtung eines Ministério da Produção ist wenig sinnvoll. Die Rückkehr zu traditioneller Industriepolitik, die über Institutionen wie die nationale Entwicklungsbank (BNDES) umgesetzt wird, wäre teuer und wenig effektiv; genau dies scheint aber das Konzept zu sein. Solch ein Vorgehen hätte eine geringe Glaubwürdigkeit, denn der Staat ist nach Auffassung der Unternehmen das Problem, nicht die Lösung. Stattdessen wäre es sinnvoll, daß die Zentralregierung ein System der Beihilfenkontrolle nach dem Muster der EU einführt. Dies hätte zwei positive Effekte: Zum einen wäre es für die untergeordneten Gebietskörperschaften weit schwieriger, ihre Haushalte durch übermäßige Subventionen an Unternehmen zu ruinieren. Zum anderen würden Bundesstaaten und Munizipien gezwungen, sich kreative Instrumente der Standortpolitik zu überlegen. 

Drittens: Es ist eine Aufgabenabgrenzung zwischen Union, Bundesstaaten und Munizipien  im Bereich der Standortpolitik notwendig. Maßnahmen zur Standortverbesserung – in Bereichen wie Infrastruktur, Ausbildung, Forschung / Technologie / MNPQ, Exportinformation – sollten von Bundesstaaten und Munizipien formuliert und umgesetzt werden. Dazu werden sie allerdings bislang weder ermutigt noch befähigt. Vorherrschend ist bislang – sowohl bei staatlichen als auch bei privatwirtschaftlichen Akteuren – eine zentralistische, hierarchische und etatistische Sicht auf Industriepolitik. Für Standortpolitik im Sinne dezentraler Maßnahmen zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit sowie der Gründung von neuen Unternehmen ist in den letzten zwei Jahren überhaupt erst ein Begriff eingeführt worden (política locacional), der bislang jedoch wenig bekannt ist. Anstatt Aufgaben an sich zu ziehen, die sie nicht lösen kann, sollte die Zentralregierung dezentrale Politikansätze durch entsprechende Informations- und Trainingsprogramme sowie die selektive, kompetitive und begrenzte Bereitstellung von Finanzmitteln ermutigen.

Effektive Maßnahmen der Standortpolitik hätten den Effekt, die Wettbewerbsfähigkeit und damit die Exportfähigkeit vieler Branchen zu steigern. Brasilien erwirtschaftet mehr Devisen mit dem Export von Flugzeugen als mit der Ausfuhr von Möbeln, und es lassen sich mehr Beispiele dieser Art finden. Das Exportpotential des Landes ist enorm, wird bislang nur partiell realisiert, und der Plan der Zentralregierung, die Exporte auf 100 Mrd. US$ zu steigern, ist kein Plan, sondern ein frommer Wunsch. Durch zentralstaatliche Maßnahmen zur Verbesserung der Rahmenbedingungen und dezentrale Aktivitäten zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen könnte  – wenn auch nicht kurzfristig – ein wichtiger Beitrag dazu geleistet werden, den Teufelskreis zu überwinden: durch die kräftige Steigerung der Exporte könnte das Defizit der Leistungsbilanz reduziert und damit diese Wachstumsblockade aufgehoben werden. 

Aktuelle Informationen über Brasiliens makroökonomische Situation im Internet

Publikation
URL
Beschreibung

Ministério da Fazenda, Boletim de acompanhamento macroeconômico
http://www.fazenda.gov.br
/portugues/document/
publica.html
monatlicher Bericht des Finanzministeriums

Banco Central, Boletim do BCB
http://www.bcb.gov.br/
htms/infecon.htm
Makroökonomische Daten als Excel-Spreadsheets

IPEA, Boletim 
conjuntural
http://www.ipea.gov.br/
pub/bccj/bccj.html
monatliche Berichterstattung über makroökonomische Entwicklung

IPEA, Boletim de 
finanças públicas
www.ipea.gov.br/pub/
boletim/boletim.html
vierteljährlich erscheinender Überblick über die Finanzsituation der öffentlichen Hand

IPEA, Boletim de 
política industrial
http://www.ipea.gov.br/
pub/bpi/bpi.html
dreimal jährlich erscheinender Überblick über wirtschaftspolitische Rahmenbedingungen, die unmittelbar für die Industrie relevant sind

BNDES, Sinopse 
econômica
http://www.bndes.gov.br/
sinopse/sineco.htm
monatlicher Bericht der volkswirtschaftlichen Abteilung der Nationalen Entwicklungsbank über die aktuelle Wirtschaftslage
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